
AKN

Corporate Governance Bericht

Für das Jahr 2024 wird wie folgt berichtet:

Gleichstellung

Die AKN strebt das Ziel der Gleichstellung der Geschlechter an. Dieses soll auch durch ent-
sprechende Besetzungen von Führungspositionen und Mandaten in dem Überwachungsor-
gan (Aufsichtsrat) erreicht werden. Im August des Berichtsjahres wurde erstmals eine
Gleichstellungsbeauftragte für die Gesellschaft implementiert.

Frauen in Führungspositionen (mit Personalverantwortung): 4 von 15
Männer in Führungspositionen (mit Personalverantwortung): 11 von 15
Frauen im Überwachungsorgan: 4 von 9 Mitgliedern
Männer im Überwachungsorgan: 5 von 9 Mitgliedern

Vergütungen

Gem. § 15 Abs. 2 des Gesellschaftsvertrages der AKN Eisenbahn GmbH vom 18.04.2018 ist
die Gesamtvergütung der Geschäftsführung und jedes Mitglieds des Aufsichtsrats individuali-
siert und aufgegliedert nach einzelnen Bestandteilen in allgemein verständlicher Form darzu-
stellen:

Folgende Gesamtvergütung (brutto) hat der Geschäftsführer im Berichtsjahr erhalten:

 

Gehalt (erfolgsunabhängig) 165.000,00 EUR
Dienstwagen (geldwerter Vorteil) 6.399,75 EUR

Summe 171.399,75 EUR

Die Aufsichtsratsmitglieder erhielten im Berichtzeitraum für ihre Tätigkeit im Aufsichtsrat

keine Vergütungen.

Nachhaltigkeit

Die AKN setzt sich intensiv mit der nachhaltigen Entwicklung auf ökonomischer, sozialer so-
wie ökologischer Ebene auseinander. Um diese zu erreichen, wurde im Berichtsjahr mit der
Entwicklung einer entsprechenden Nachhaltigkeitsstrategie, die sich an der deutschen Nach-
haltigkeitsstrategie sowie den Sustainable Development Goals (SDGs) orientiert, begonnen.
Für das Jahr 2025 wird ein entsprechender Nachhaltigkeitsbericht erstellt.

Mit großem Nachdruck strebt die AKN Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels an.
Herauszuheben ist dabei die Elektrifizierung der aktuell noch mit Dieselfahrzeugen befahre-
nen Strecke der A1 (künftig S5) zwischen Hamburg-Eidelstedt und Kaltenkirchen. Im Be-
richtsjahr wurde die bauliche Umsetzung mit großer Intensität fortgesetzt.

Weiter wurde im Verwaltungsbereich die schrittweise Umrüstung auf verbrauchsarme Be-
leuchtung fortgesetzt (LED — Beleuchtung). Um den Energieverbrauch langfristig zu reduzie-
ren und die Leistungen in einem ständigen Verbesserungsprozess zu steigern, wurde im Be-

richtsjahr die Einführung eines Energiemanagementsystems nach DIN EN ISO 50001:2018
im Jahr 2025 vorbereitet.
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Entsprechenserklärung

Abweichungen von den Corporate Governance Kodizes

Gemäß 8 15 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrages der AKN Eisenbahn GmbH vom 18.04.2018
haben die Geschäftsführung und der Aufsichtsrat jährlich zu erklären, dass den Empfehlun-
gen des Corporate Governance Kodex für das Land Schleswig-Holstein (CGK-SH) inder je-
weils geltenden Fassung entsprochen wurde und wird. Eventuelle Nichtanwendungen oder
Abweichungen von den Empfehlungen sind offen zu legen und zu erläutern. Eine gleichlau-
tende Erklärung wird für die Freie und Hansestadt Hamburg nach dem Hamburger Corporate
Governance Kodex (HCGK) abgegeben.

Die AKN Eisenbahn GmbH hat im Zeitraum vom 01.01.2024 bis zum 31.12.2024 mit den un-
ten aufgeführten Ausnahmen die von der Geschäftsführung und dem Aufsichtsgremium zu
verantwortenden Regelungen des CGK-SH und des HCGK eingehalten.

Von folgenden Punkten wurde abgewichen:

Corporate Governance Kodex - Schleswig-Holstein:

3.2.2 „Eine Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung (D&O Versicherung) darf nur zu-
gunsten von Mitgliedern von Geschäftsleitungen und Überwachungsorganen solcher Unter-
nehmen abgeschlossen werden, die erhöhten unternehmerischen und/oder betrieblichen Ri-
siken ausgesetzt sind. Die Entscheidung und ihre Begründung insbesondere zur Zweckmä-
Bigkeit sind zu dokumentieren und dem Überwachungsorgan vorzulegen.

Bei Abschluss einer Versicherung zur Absicherung der Mitglieder der Geschäftsführung ge-
gen Risiken aus deren beruflicher Praxis, ist gemäß der Regelung des $ 93 Abs. 2 S. 3 AktG
ein Selbstbehalt von mindestens 10 % des Schadens bis mindestens zur Höhe des Einein-
halbfachen der festen jährlichen Vergütung des jeweiligen Mitglieds vorzusehen.

Der Abschluss einer Versicherung zur Absicherung der Mitglieder des Überwachungsorgans
bedarf der zusätzlichen Zustimmung der Gesellschafterversammlung bzw. der Aufsichtsbe-
hörde.
Ein dem für Mitglieder der Geschäftsleitung entsprechender Selbstbehalt soll bei Abschluss
einer solchen Versicherung vorgesehen werden, wenn und soweit für die Tätigkeit im Über-
wachungsorgan eine feste jährliche Vergütung gezahlt wird.“

Bereits für die vorangegangene Geschäftsführung wurde eine D&O Versicherung abge-
schlossen. Diese wurde ohne die Aufnahme eines Selbstbehaltes auf den aktuellen Ge-
schäftsführer übertragen.

Bei der Rechtsformänderung von einer Aktiengesellschaft (AG) in eine Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung (GmbH) am 13.06.2018 wurde eine Selbstbehaltsregelung in Höhe von
10 % gemäß 8 93 Abs. 2 S. 3 AktG nicht berücksichtigt, da diese Regelung nur für Vor-
stände und nicht für die Geschäftsführung einer GmbH vorgesehen ist.

In der bestehenden D&O Versicherung sind auch die Mitglieder des Aufsichtsrates automa-
tisch mitversichert.
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4.4.4 „Mitglieder der Geschäftsleitung dürfen Nebentätigkeiten, insbesondere Mandate in
Überwachungsorganen außerhalb des Unternehmens, nur mit Zustimmung des Überwa-
chungsorgans übernehmen. Einkünfte aus der Zugehörigkeit zu Organen anderer Unterneh-
men sind regelmäßig an das Unternehmen abzuführen, wenn die Nebentätigkeit im Interesse
des Unternehmens übernommen wird.“

Der Geschäftsführer übt, wie sein Vorgänger, im Interesse der Gesellschaft Nebentätigkeiten

aus. Im Berichtsjahr nahm er die folgenden Nebentätigkeiten bzw. Mandate wahr:

e Kuratoriumsmitglied der Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen

VVaG (PKDES), Köln,

e Mitglied im Beirat der hvv Hamburger Verkehrsverbund GmbH (HVV), Hamburg,

e ‘ Aufsichtsratsmitglied der NSH Nahverkehr Schleswig-Holstein GmbH (NSH), Kiel,

e Mitglied im Beirat der Nahverkehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH (NAH.SH),

Kiel.

Einkünfte werden aus diesen Tätigkeiten nicht erzielt. Die Übernahme dieser Nebentätigkei-
ten wurde von den Gesellschaftern im Rahmen des Besetzungsverfahrens der Geschäftsfüh-
rungsposition ausdrücklich gewünscht. Eine Zustimmung des Aufsichtsrates ist im Berichts-
jahr nicht eingeholt worden.

5.1.7 „Protokolle über Beschlüsse des Überwachungsorgans (Sitzungen, Beschlüsse im Um-
laufverfahren etc.) sollen spätestens sechs Wochen nach Beschlussdatum allen Mitgliedern

des Überwachungsorgans vorliegen.“

Im Jahr 2024 musste wegen weiteren Abstimmungsbedarfs zum Teil hiervon abgewichen
werden.

5.3.2 „Das Überwachungsorgan größerer Unternehmen (Unternehmen, die gemäß $ 267
HGB als große Kapitalgesellschaften einzustufen sind oder wären) soll einen Prüfungsaus-
schuss (Audit Committee) oder einen Finanzausschuss einrichten, der sich insbesondere mit
der Überwachung des Rechnungslegungsprozesses, der Wirksamkeit des internen Kontroll-
systems, des internen. Risikomanagementsystems und des internen Revisionssystems sowie
der Abschlussprüfung, hierbei insbesondere der Unabhängigkeit der Abschlussprüferin bzw.
des Abschlussprüfers, der Erteilung des Prüfungsauftrages, der Bestimmung von Prüfungs-
schwerpunkten, der Honorarvereinbarung und der von der Abschlussprüferin bzw. Ab-
schlussprüfer zusätzlich erbrachten Leistungen, befasst. Mindestens ein Mitglied dieses Aus-
schusses soll über besondere Kenntnisse in derAnwendung von Rechnungslegungsgrund-
sätzen und internen Kontrollverfahren verfügen. Die Vorsitzende bzw. der Vorsitzende des
Prüfungsausschusses/Finanzausschusses soll kein ehemaliges Mitglied der Geschäftslei-
tung des Unternehmens und nicht amtierende Vorsitzende bzw. amtierender Vorsitzender
des Überwachungsorgans sein.“

Bislang wurden alle Angelegenheiten im Aufsichtsrat so angemessen diskutiert und erläutert,
dass von der Bildung von Ausschüssen abgesehen werden konnte.

5.4.6 „Jedes Mitglied des Überwachungsorgans achtet darauf, dass ihm für die Wahrneh-
mung seiner Mandate genügend Zeit zur Verfügung steht. Es soll nicht mehr als fünf Man-
date in Überwachungsorganen wahrnehmen. Falls ein Mitglied des Überwachungsorgans in
einem Geschäftsjahr an weniger als der Hälfte der Sitzungen des Überwachungsorgans per-
sönlich teilgenommen hat, soll dies im Bericht des Überwachungsorgans und in der Entspre-
chenserklärung zum CGK-SH vermerkt werden.“

Ein Mitglied hat an weniger als der Hälfte der in seine Mandatszeit fallenden Sitzungen per-
sönlich teilgenommen.
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Ein weiteres Mitglied nimmt seit Mitte des Berichtszeitraumes ein sechstes Mandat war, hat
aber dennoch genügend Zeit zur Wahrnehmung der Mandate.

Darüber hinaus nimmt ein Mitglied insgesamt 28 Mandate in unterschiedlichsten Gremien

wahr.

Die Gremientätigkeiten dieses Mitgliedes schlüsseln sich wie folgt auf:

Vorstand: 5 (1 Vorsitz)
Beirat: 1
Aufsichtsrat: 6
Verwaltungsrat: 5 (3 Vorsitze)
Trager-, Zweckverbands-, Haupt-, bzw. Gesellschafterversammlung 8
Kuratorium 2
Landratesitzung 1 (1 Vorsitz)

Das Mitglied wird dabei durch eine Beteiligungsverwaltung und einen Fachdienst umfang-
reich unterstützt, sodass genügend Zeit zur Wahrnehmung der Mandate besteht.

Hamburger Corporate Governance Kodex:

3.7 „...Zugunsten von Mitgliedern von Geschäftsführungen undAufsichtsräten können mit
Zustimmung des Aufsichtsrates Vermögensschaden-Haftpflichtversicherungen (D&O Versi-
cherungen) abgeschlossen werden, sofern sie erhöhten unternehmerischen und/oder be-
trieblichen Risiken ausgesetzt sind. Die Entscheidung und ihre Begründung insbesondere
zur Zweckmäßigkeit einer D&O Versicherung sollen dokumentiert und dem Aufsichtsrat vor-
gelegt werden.
Wird eine Versicherung zur Absicherung der Mitglieder der Geschäftsführung gegen Risiken |
aus deren beruflichen Tätigkeit abgeschlossen, so ist ein Selbstbehalt von mindestens 10 %
des Schadens bis mindestens zur Höhe des Eineinhalbfachen der festen jährlichen Vergü-
tung des jeweiligen Geschäftsführers vorzusehen. Werden neben den Geschäftsführern
auch die Mitglieder der Kontrollorgane in die Versicherung einbezogen, bedarf es für den
Vertragsabschluss zusätzlich der Zustimmung der Aufsichtsbehörde bzw. der Gesellschafter-
versammlung.“

Bereits für die vorangegangene Geschäftsführung wurde eine D&O Versicherung abge-
schlossen. Diese wurde ohne die Aufnahme eines Selbstbehaltes auf den aktuellen Ge-
schäftsführer übertragen.

In der bestehenden D&O Versicherung sind auch die Mitglieder des Aufsichtsrates automa-
tisch mitversichert.

4.1.5 „Die Geschäftsführung stellt die Anwendung der Vorschriften des HmbGleiG (insbeson-
dere in Bezug auf die Bestellung eines oder einer Gleichstellungsbeauftragten, die Erstellung
eines Gleichstellungsplans sowie für Stellenbesetzungsverfahren) in ihrem Unternehmen
und in den Mehrheitsbeteiligungen ihres Unternehmens sicher. “

Fragen der Gleichstellung wurden zunächst wie in den vergangenen Jahren durch die Perso-
nalabteilung im Rahmen der Personalentwicklung mit Intensität berücksichtigt und durch den
Betriebsrat, der sich,wie die Personalabteilung aus weiblichen und männlichen Mitgliedern
zusammensetzt, im Rahmen dessen Einbindung jeweils im erforderlichen Maße behandelt.
Gleichwohl wurde im August des Berichtsjahres erstmals eine Gleichstellungsbeauftragte,
angelehnt an das HmbGleiG, benannt. Die Erstellung des Gleichstellungsplanes ist für das
Jahr 2025 vorgesehen.
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4.2.1 „Die Geschäftsführung soll grundsätzlich aus mindestens zwei Personen bestehen, die
die Gesellschaft gemeinschaftlich vertreten. Bei strategisch oder wirtschaftlich unbedeuten-
deren Unternehmen und in begründeten Ausnahmefällen kann es genügen, dass die Ge-

. schäftsführung nur aus einer Person besteht. Bei Gesellschaften, die gemäß den Kriterien in

$ 267 (3) HGB als kleine Kapitalgesellschaft einzustufen wären, ist kein Hinweis in der Ent-
sprechenserklärung notwendig, falls nur ein Geschäftsführer bestellt wurde. Ein Mitglied
kann vom Aufsichtsrat zum Vorsitzenden oder Sprecher bestellt werden. Eine Geschäftsan-
weisung soll die Zusammenarbeit in der Geschäftsführung regeln und vorsehen, dass die
Geschäftsverteilung geregelt wird.“

Der Gesellschaftsvertrag der AKN Eisenbahn GmbH vom 18.04.2018 sieht in § 5 Abs. 1 aus-

schließlich einen Geschäftsführer vor.

4.2.6 „Die Vergütung der Mitglieder der Geschäftsführung soll neben festen auch variable
Bestandteile umfassen. Fachbehörden und die zuständigen Aufsichtsgremien können in be-
gründeten Fällen auf variable Vergütungsbestandteile (auch bei bestehenden Anstellungs-
verhältnissen) bei der Geschäftsführung verzichten. Dies ist in der Entsprechenserklärung zu
erläutern. Die variable Vergütung soll einmalige sowie jährlich wiederkehrende, an den
nachhaltigen Erfolg des Unternehmens gebundene Komponenten enthalten. Sie kann auch
Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung und Risikocharakter enthalten. Es sollen
Vertragstantiemen in Form von Ziel- und Leistungsvereinbarungen abgeschlossen werden.
Hierbei sind Ziele und Zielerreichungsgrade eindeutig zu definieren und zu quantifizieren.
Eine nachträgliche Änderung der Erfolgsziele oder der Vergleichsparameter soll
ausgeschlossen sein. Mehrjährige, variable Vergütungsbestandteile sollen nicht vorzeitig
ausbezahlt werden. Für außerordentliche, nicht vorhergesehene Entwicklungen soll eine
Begrenzung der variablen Vergütung vereinbart werden. Die variable Vergütung muss
mindestens 10 % der Festvergütung und kann bis zu 30 % der Gesamtvergütung betragen.
Ausnahmen sind zu begründen und durch die Senatskommission für öffentliche
Unternehmen zu beschließen.“

Die Gesellschafter der AKN Eisenbahn GmbH haben sich darauf verständigt, auf variable
Vergütungsbestandteile zu verzichten.

4.3.2 „Mitglieder der Geschäftsführung dürfen Nebentätigkeiten: nur mit Zustimmung des :
Aufsichtsrates übernehmen. Einkünfte aus der Zugehörigkeit zu Organen anderer Unterneh-
men sind regelmäßig an die Gesellschaft abzuführen, wenn die Nebentätigkeit im Interesse
der Gesellschaft übernommen wird.“

„1 Nebentätigkeiten in S. d. Vorschrift - auch wenn diese unentgeltlich ausgeübt werden - sind insbesondere der
Eintritt in ein Organ eines Unternehmens sowie gewerbliche und freiberufliche Tätigkeiten oder die Mitarbeit bei einer

dieser Tätigkeiten. In Zweifelsfällen ist das Einvernehmen des Aufsichtsrates einzuholen“

Der Geschäftsführer übt, wie sein Vorgänger, im Interesse der Gesellschaft Nebentätigkeiten
aus. Im Berichtsjahr nahm er die folgenden Nebentätigkeiten bzw. Mandate wahr:

e Kuratoriumsmitglied der Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen

VVaG (PKDES), Köln,

e Mitglied im Beirat der hvv Hamburger Verkehrsverbund GmbH (HVV), Hamburg,

e Aufsichtsratsmitglied der NSH Nahverkehr Schleswig-Holstein GmbH (NSH), Kiel,

e Mitglied im Beirat der Nahverkehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH (NAH.SH),

Kiel.

Einkünfte werden aus diesen Tätigkeiten nicht erzielt. Die Übernahme dieser Nebentätigkei-
ten wurde von den Gesellschaftern im Rahmen des Besetzungsverfahrens der Geschäftsfüh-
rungsposition ausdrücklich gewünscht. Eine Zustimmung des Aufsichtsrates ist im Berichts-
jahr nicht eingeholt worden.

Seite 5 von 7



5.1.5. „Protokolle über Aufsichtsratsbeschlüsse (Sitzungen, Beschlüsse im Umlaufverfahren

etc.) sollen spätestens sechs Wochen nach Beschlussdatum allen Aufsichtsratsmitgliedern
vorliegen.“

Im Jahr 2024 musste wegen weiteren Abstimmungsbedarfs zum Teil hiervon abgewichen
werden.

5.3.1 “Der Aufsichtsrat soll abhängig von den spezifischen Gegebenheiten des Unterneh-
mens und der Anzahl seiner Mitglieder fachlich qualifizierte Ausschüsse bilden. Diese dienen
der Steigerung der Effizienz der Aufsichtsratsarbeit und der Behandlung komplexer Sachver-
halte. Die jeweiligen Ausschussvorsitzenden berichten regelmäßig an den Aufsichtsrat über
die Arbeit der Ausschüsse oder versenden zeitnah die Protokolle derAusschusssitzungen an
alle Aufsichtsratsmitglieder.“

Bislang wurden alle Angelegenheiten im Aufsichtsrat so angemessen diskutiert und erläutert,
dass von der Bildung von Ausschüssen abgesehen werden konnte.

5.3.2 „Der Aufsichtsrat größerer Unternehmen (Unternehmen die gemäß $ 267 Abs.3 HGB
als große Kapitalgesellschaften einzustufen wären) soll einen Prüfungsausschuss (Audit
Committee) einrichten oder einen Finanzausschuss beauftragen, der sich mit derÜberwa-

chung des Rechnungslegungsprozesses, der Wirksamkeit des internen Kontrollsystems, des
internen Risikomanagementsystems und des internen Revisionssystems sowie der Ab-
schlussprüfung, hier insbesondere der Unabhängigkeit des Abschlussprüfers und der vom
Abschlussprüfer zusätzlich erbrachten Leistungen, befasst. Mindestens ein Mitglied des Prü-
fungsausschusses/Finanzausschusses soll über besondere Kenntnisse in der Anwendung
von Rechnungslegungsgrundsätzen und internen Kontrollverfahren verfügen. Der bzw. die
Vorsitzende des Prüfungsausschusses /Finanzausschusses soll kein ehemaliges Mitglied
der Geschäftsführung der Gesellschaft und nicht der amtierende Aufsichtsratsvorsitzende
sein.“

Bislang wurden alle Angelegenheiten im Aufsichtsrat so angemessen diskutiert und erläutert,
dass von der Bildung von Ausschüssen abgesehen werden konnte.

5.4.7 „Jedes Aufsichtsratsmitglied achtet darauf, dass ihm für die Wahrnehmung der Man-
date genügend Zeit zur Verfügung steht. Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, soll
unabhängig von $ 100 Abs. 2 AktG die Zahl der Aufsichtsratsmandate auf insgesamt 10
Mandate, davon höchstens 5 Vorsitze des Aufsichtsrates oder eines seiner Ausschüsse, be-

grenzt werden. Aufsichtsratsmitglieder üben ihr Mandat persönlich aus, sie dürfen ihre Auf-
gaben nicht durch andere wahrnehmen lassen. Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können
durch schriftliche Stimmabgaben an der Beschlussfassung des Aufsichtsrates und seiner
Ausschüsse teilnehmen.”

Ein Mitglied nimmt insgesamt 28 Mandate in unterschiedlichsten Gremien wahr. Das Mitglied
wird dabei durch eine Beteiligungsverwaltung und einen Fachdienst umfangreich unterstützt,
sodass genügend Zeit zur Wahrnehmung der Mandate besteht.
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Die Gremientätigkeiten dieses Mitgliedes schlüsseln sich wie folgt auf:

Vorstand: 5 (1 Vorsitz)
Beirat: 1
Aufsichtsrat: 6
Verwaltungsrat: 5 (3 Vorsitze)
Trager-, Zweckverbands-, Haupt-, bzw. Gesellschafterversammlung 8

Kuratorium 2
Landratesitzung 1 (1 Vorsitz)

Das Mitglied wird dabei durch eine Beteiligungsverwaltung und einen Fachdienst umfang-
reich unterstützt, sodass genügend Zeit zur Wahrnehmung der Mandate besteht.

5.4.8 „Falls ein Mitglied des Aufsichtsrates in einem Geschäftsjahr nur an der Hälfte oder we-:

niger der Sitzungen des Aufsichtsrates persönlich teilgenommen hat, soll dies im Bericht des
Aufsichtsrates und in der Entsprechenserklärung zum HCGK vermerkt werden.“

Ein Mitglied hat an weniger als der Hälfte der in seine Mandatszeit fallenden Sitzungen per-

sönlich teilgenommen.

j N
Kiel, 24.0%,ee //

j [

Aufsichtsratsvorsitzender: ZB > vim ArIn (Tobias vonder Heide)
un

 

 

Kaltenkirchen, bau

Geschäftsführer AKN:

|

u“

Seite 7 von 7


